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Von Absolutheitsanspr�chen,
EU-Patriotismus und der leidigen

Zust�ndigkeitsfrage

Das BVerfG hat der EZBmit Urteil vom 5. 5.
2020 (RIW 2020, 430) attestiert, dass deren
Staatsanleihekaufprogramm PSPP an einem
Abw�gungs- und Darlegungsausfall leide.
Dem stehe auch das Urteil des EuGH vom
11. 12. 2018 (RIW 2019, 139) nicht entge-
gen, da dieses im Hinblick auf die Kontrolle
der Verh�ltnism�ßigkeit der zur Durchf�h-
rung des PSPP erlassenen Beschl�sse
schlechterdings nicht mehr nachvollziehbar
und damit ultra vires ergangen sei. Von der
Bundesregierung und dem Bundestag wird
verlangt, auf eine Verh�ltnism�ßigkeitspr�-
fung durch die EZB hinzuwirken. Andern-
falls d�rfe die Bundesbank nach Ablauf einer
Schonfrist von drei Monaten nicht mehr an
Umsetzung und Vollzug des Programms mit-
wirken.

Das Urteil hat nicht nur in Deutschland, son-
dern gerade auch in der englischen Presse –
die bekanntlich die sehr integrationsfreundli-
che Rechtsprechung des EuGH stets nachhal-
tig begr�ßte – regelrechte Schockwellen aus-
gel�st. Dem BVerfG wurde vorgeworfen,
eine Bombe gez�ndet zu haben (Financial
Times, 6. 5. 2020). Der Bestand der Europ�i-
schen Rechtsgemeinschaft wurde ebensowie
die Zukunft des Euro in Frage gestellt. Selbst
anerkannte Rechtswissenschaftler warfen
dem BVerfG „klaren Rechtsbruch“ vor, dazu
„nicht akzeptable Arroganz eines Verfas-
sungsorgans, wie sie uns Deutschen nicht an-
steht“ (Pernice, EuZW 2020, 508). Eine ehe-
malige Bundesjustizministerin wirft dem
BVerfG gar vor, „haneb�chen“ zu argumen-

tieren (Barley, EuZW 2020, 489). Der EuGH
sah sich bem�ßigt, am 8. 5. 2020 in einer
Pressemitteilung klarzustellen, dass nur er
befugt sei festzustellen, dass eine Handlung
eines Unionsorgans gegen Unionsrecht ver-
stoße. Dies meinte auch die EU-Kommissi-
onspr�sidentin feststellen zu m�ssen und
Deutschland mit einem Vertragsverletzungs-
verfahren zu drohen. Umwas geht es tats�ch-
lich?

Dass das letzte Wort zu EU-Recht in Luxem-
burg gesprochen wird, wird nicht ernsthaft in
Frage gestellt. Genauso klar sollte aber auch
sein, dass zum deutschen Verfassungsrecht
das letzteWort inKarlsruhe, nicht aber in Lu-
xemburg gesprochen wird. Einen absoluten
Gehorsam, den der EuGH f�r sich reklamiert,
kann es nur in einem europ�ischen Bundes-
staat geben. Hierzu sind derzeit aber weder
die EU-Mitgliedstaaten noch deren B�rger
bereit. Ein absoluter Anwendungsvorrang
des Unionsrechts auch vor nationalem Ver-
fassungsrecht – wie er vomEuGH in der Ent-
scheidung Costa/ENEL 1964 postuliert wur-
de –, findet sich bis heute weder im EUV
noch im AEUV. Es bleibt daher beim Grund-
satz der begrenzten Einzelerm�chtigung,
nach dem die EU nur innerhalb der Grenzen
der Zust�ndigkeiten t�tig werden darf, die
die Mitgliedstaaten ihr vertraglich �bertra-
gen haben (Art. 5 Abs. 2 EUV). Man stelle
sich alternativ nur vor, die EU w�rde – abge-
segnet vomEuGH – in kreativster Rechtsaus-
legung als Sanktion gegen den angeblichen
Rechtsbruch des BVerfG die Absetzung aller
unbotm�ßigen Richter des BVerfG und deren
Ersetzung durch linientreue Richter be-
schließen. Man kann nur hoffen, dass dies
auch bei EU-Patrioten zu mehr als nur Stirn-
runzeln f�hren w�rde.

Geht es mit dem PSPP-Urteil um einen An-
griff gegen die Unabh�ngigkeit der EZB, die
Deutschland stets ein Anliegen war? Oder
sollte hier die Frage gestellt werden, ob das
Pendant dieser Unabh�ngigkeit nicht die
enge Begrenzung des Mandats sein m�sste,
was im Sinne von „checks and balances“
vom EuGH effizient zu �berwachen w�re?
Fragen sind – soMax Goldt – oft viel interes-
santer als die dazu geh�rigen Antworten. Ein
restriktiv verstandener Kontrollauftrag, der
quasi „Biotopschutz f�r autonome Exekutiv-
technokratie“ (G�rditz, EuZW 2020, 507)
gew�hrt, wirft jedenfalls die zentrale Frage
nach der demokratischen Legitimation der
EZB gerade bei signifikant wirtschaftspoliti-
schen Entscheidungen auf. Hat die EZB tat-
s�chlich die Kompetenz, zur Rettung des Eu-
ros einzusetzen „whatever it takes“? Wem
schadet die faktische Hinzuf�gung von „and

is proportional“ durch das PSPP-Urteil
(G. Hirsch, FAZ, 20. 5. 2020, S. 6)?
Demokratische Politik in der Globalisierung
mag schwierig sein und eine Patchwork-Le-
gitimation auf der europ�ischen, nationalen,
regionalen und auch kommunalen Ebene er-
fordern (G. Schwan, FAZ, 5. 6. 2020, S. 12).
Gef�hrlich ist aber, wenn Europarechtler
meinen, angesichts drohender Sch�den f�r
die EU Verfassungsvorbehalten nicht um je-
den Preis Geltung verschaffen zu m�ssen
(Europa – Quo Vadis?, EuZW 2020, 529).

Soll die Rechtstaatlichkeit hier der „zum Fe-
tisch abstrahierten formalen Einheit der
Unionsrechtsanwendung“ (G�rditz, EuZW
2020, 507) geopfert werden? Dem BVerfG
wurde auch vorgeworfen, es verkenne die
drohende Instrumentalisierung seines Urteils
in Polen und Ungarn. Das wirft aber die Fra-
ge auf, ob vom BVerfG ernsthaft verlangt
werden darf, ein vom Grundgesetz geforder-
tes Urteil deshalb nicht auszusprechen, weil
es in anderen Mitgliedstaaten absichtlich
missverstanden werden k�nnte (Ludwigs,
EuZW 2020, 532). Sollen Richter zu EU-
Fragen nur noch politisch entscheiden?

Wie geht es hinsichtlich des h�ufig beschwo-
renen Dialogs zwischen EuGH und BVerfG
weiter? Die Informationsketten der EZB zur
Begr�ndung der Verh�ltnism�ßigkeit ihrer
Anleihek�ufe funktionieren wohl. Die EZB
f�hrt die Anleihek�ufe auch unbeirrt weiter.
Was das Verh�ltnis zwischen EuGH und
BVerfG betrifft, w�rde etwas Merkel’sche
Gelassenheit nicht schaden oder, wie Ange-
lika Nußberger es formulierte, die Zur�ck-
nahme des institutionellen Egos (FAZ, 20. 5.
2020, S. 6). Der EuGH sollte weniger auf
Hierarchiedenken vertrauen, sondern k�nftig
konstruktiver auf Kritik mitgliedstaatlicher
Gerichte reagieren. Und so mancher EU-Pa-
triot sollte sich fragen, ob der eifernde Ton
der ersten Stellungnahmen zum PSPP-Urteil
des BVerfGwirklich angemessen war.

Die Diskussion um die Geldpolitik der EZB
ist damit aber nicht aus der Welt. Ob und in-
wieweit deren Geldpolitik in die allgemeine
Wirtschaftspolitik eingreift oder gar zur
Staatsfinanzierung f�hrt, muss letztlich auf
politischer Ebene gekl�rt werden. Hier muss
die Politik auch Mut beweisen und darf sich
nicht wegducken. Deswegen ist es auch
wichtig, dass beim derzeit verhandelten EU-
Wiederaufbau die Mitgliedstaaten und deren
demokratisch legitimierte Regierungen –
und nicht eine faktisch kontrollfreie Exeku-
tivb�rokratie – die politische Verantwortung
�bernehmen.

Soll politische Not-
wendigkeit fehlende
rechtliche Kompe-
tenz und demokrati-
sche Legitimation
ersetzen?
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